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Jeden 
Tag neu.

Der Deutschen Städte- und Ge-
meindebund fordert eine grundle-
gende Umverteilung der Lasten bei 
den Pflegekosten, um die kommu-
nalen Haushalte zu entlasten. Die 
Ausgaben der Kommunen für die 
„Hilfe zur Pflege“ sind deutlich ge-
stiegen. Sie entstehen dann, wenn 
Bewohner:innen von Pflegeheimen 
die Eigenanteile nicht oder nicht 
mehr (zum Beispiel weil 
Gespartes aufgebraucht 
wurde) selbst zahlen 
können. Nach Angaben 
des Städte- und Gemein-
debundes erhöhten sich 
die Kosten für die Kom-
munen zwischen 2023 
und 2025 um 1,5 Milliar-
den Euro auf 6 Milliarden 
Euro. Das sind 33 Prozent 
mehr, geht aus einem 
Beitrag des Deutschland-
funks vom 15.  Septem-
ber hervor.

Hintergrund sind die 
drastisch steigenden Ei-
genanteile für Pflegeheimplätze. In 
Brandenburg liegt der Durchschnitt 
des Eigenanteils im ersten Jahr des 
Aufenthalts bei monatlich rund 3.020 
Euro, damit etwa 340 Euro unter 
dem Bundesdurchschnitt. Je länger 
man dort lebt, umso mehr sinkt der 
Eigenanteil. 

 Reichen das Einkommen und die 

Rente von Pflegebedürftigen nicht 
aus, müssen die kommunalen Sozi-
alämter über die „Hilfe zur Pflege“ 
einspringen, im Barnim ist das der 
Landkreis. 

Der Städte- und Gemeindebund 
fordert nun eine Reform, die einen 
fixen Eigenanteil festlegt, der ge-
deckelt wird und nicht weiter steigt. 
Alle darüber hinausgehenden, un-

vorhersehbaren Kostensteigerungen 
würden dann komplett von der Pfle-
geversicherung getragen werden. 

Ines Schwerdtner, Vorsitzende 
der LINKEN, unterstützt die Forde-
rung: „Seit vielen Jahren ist Pflege-
bedürftigkeit ein Armutsrisiko. Und 
genauso lange müssen die Pflege-
kosten von Menschen, die das nicht 

bezahlen können, von Sozialämtern 
aufgefangen werden. Das bedeutet 
ein Ringen um jede Pflegeleistung, 
entwürdigender Kampf mit Ämtern 
für Menschen, die gerade ohne-
hin unter großer Belastung stehen. 
Was allen Beteiligten wirklich helfen 
würde,“ so Schwerdtner, „wäre eine 
große Pflegereform. Die Pflegeversi-
cherung muss zu einer Pflege-Voll-

versicherung ausgebaut 
werden und die Finan-
zierung auf breitere 
Füße gestellt werden. 
Wenn alle mit allen Ein-
kommensarten einzah-
len, muss niemand mehr 
Angst vor Pflegekosten 
haben.“

Aktuell funktioniert 
die Pflegeversicherung 
als Teilkaskoversiche-
rung: Sie zahlt einen 
festen Betrag, während 
das gesamte Risiko stei-
gender Kosten bei den 
Pflegebedürftigen und 

letztlich bei den Kommunen liegt. 
Die geforderte Umverteilung soll das 
System umdrehen, damit die Sozia-
lämter nicht länger als „Regelfinan-
zierer“ der stationären Pflege miss-
braucht werden. 

Unterstützt wird das auch vom  
Deutschen Städtetag, der auch eine 
Pflege-Vollversicherung fordert. bc

Pflege ohne Armutsrisiko
Ines Schwerdtner: Die Linke fordert eine große Pflegereform.

Die Linke: Eine Pflegevollversicherung,
finanziert von allen Einkommensarten.
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